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Einleitung 

Gerold Ambrosiusl Christian Henrich-Frankel Cornelius Neutsch 

Die konstitutiven Merkmale von föderalen Systemen sind sowohl das eigene 
Recht, die Autonomie und die Legitimität der Gebietskörperschaften auf unter-
schiedlichen Ebenen als auch die gemeinsamen Interessen, Loyalitäten und Poli-
tikverflechtungen zwischen ihnen. Letztere bilden eine grundlegende Vorausset-
zung für föderale Problernlösungen. Dabei werden die verschiedenen Politiken 
durch unterschiedliche Verflechtungsmuster gekennzeichnet, die sich zudem im 
Laufe der Zeit wandeln. Dies kennzeichnet den Föderalismus der Bundesrepub-
lik Deutschland auf dem Weg zum ,unitaristischen Bundesstaat' ebenso wie den 
der Europäischen Union auf dem Weg zum ,supranationalen Mehrebenensys-
tem'. Einerseits verändern sich die Verflechtungsmuster "unter der Hand". An-
dererseits geraten auch die formalen Organisationsstrukturen unter Anpassungs-
druck. Die strukturellen Auswirkungen der Diskussion um die Föderalismusre-
form in der Bundesrepublik machen dies ebenso deutlich wie die Konseque=en, 
die die Union aus der dynamischen Variabilität ihrer Willensbildungs- und Ent-
scheidungsprozesse zieht; durch sie werden neue Integrationswege eröffnet. Da-
hinter steht quasi als Megatrend- die tatsächliche oder postulierte Unf<ihigkeit 
von Staaten, gesellschaftliche Probleme aller Art mit den traditionellen hierar-
chisch-legalistischen Instrumenten des Regierens (govermnent) zu lösen. An ihre 
Stelle soll eine neue Form von Staatlichkeit treten, die unter aktiver Einbezie-
hung der betroffenen Akteure mit kooperativ-moderierenden Instrumenten des 
Steuerns (govemance) Problernlösungen sucht. Dadurch ändern sich auch die 
gesellschaftlichen Funktionsbedingungen von föderalen Systemen. Es sind diese 
aktuellen Veränderungen, die die Politikwissenschaft seit einigen Jahren veran-
lasst hat, sich wieder intensiver mit Föderal- bzw. Mehrebenensystemen zu be-
schäftigen. Letztlich sind dies auch die Gründe dafür, dass ebenso in der Ge-
schichtswissenschaft ein neues Interesse an ihnen geweckt worden ist. 

Wer sich mit Föderalismus in der europäischen Geschichte beschäftigt, stößt 
unmittelbar auf das Deutsche Reich von 1871 und die Habsburger Doppelmo-
narchie. In der Gegenwart fmden die Bundesrepublik Deutschland und die Euro-
päische Union besondere Beachtung. Dies sind wohl die prägnantesten föderalen 
Gebilde der europäischen Neuzeit, wobei selbstverständlich die meisten Staaten 
in irgendeiner Form durch föderale Strukturen und Prozesse gekennzeichnet 
wurden und werden. Zurzeit gibt es jedenfalls in Deutschland zwei historische 
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Forschungsprojekte zum Föderalismus und zwar ein Projekt an der Ludwig-Ma-
ximilians-Universität München zur Habsburger Doppelmonarchie und ein weite-
res an der Universität Siegen zum Deutschen Reich von 1871. 

Im Projekt über die Habsburger Monarchie wird Föderalismus als Organisati-
on von Vielfalt verstanden. Als polyethnische und multikonfessionelle Gesell-
schaft war die Doppelmonarchie ein Laboratorium für föderale Ordnungsvorstel-
lungen. Es stehen in diesem Projekt also die gesellschaftlichen Funktionsbedin-
gungen und Folgen von Föderalismus im Vordergrund. Konzeptionelle Überle-
gungen zum Föderalismus werden als Antwort auf die Ausdifferenzierungspro-
zesse der Moderne gedeutet, die sich auf das Verhältnis von Staat, Gesellschaft 
und Gemeinschaft auswirkten. Unter dem Einfluss sich neu konstituierender ge-
sellschaftlicher Gruppen wurden ständische und dynastische Föderalismusideen 
zu modernen Verfassungskonzepten weiterentwickelt. Konstitutive Elemente fö-
deraler Ordnungen stellten dabei- so die Arbeitshy-pothese konkurrierende und 
überlappende ,Loyalitäten' dar. Funktionierende Loyalitätsbeziehungen zwi-
schen Staat und staatlichen Teilgebilden, zwischen dem Staat und gesellschaftli-
chen Gruppen, aber auch innerhalb der Gesellschaft werden als unabdingbare 
Voraussetzungen für funktionsfahige Politikverflechtungen angesehen. Die ge-
genseitige Abgrenzung und Positionierung von sozialen Gruppen, Institutionen 
und regionalen Einheiten bedingt letztlich die innere Struktur von Föderalismus. 
Der Einfluss dieser bestehenden oder erwarteten Loyalitäten auf föderale Ord-
nungsmuster wird auf seine integrierende bzw. separierende Wirkung hin unter-
sucht. 

Im Projekt über das Deutsche Reich von 1871 geht es insbesondere um die 
vertikalen und horizontalen Verflechtungen zwischen Reich und Bundesstaaten. 
Die Verfassung von 1871 hatte ein eher lose verbundenes föderales Gebilde ge-
schaffen, das sich bis 1914 in einen integrierten föderalen Staat wandelte. Diesen 
Wandel zeichnet das Projekt nach, indem die politischen Strukturen und Prozes-
se auf unterschiedlichen Politikfeldern untersucht werden. Es wird herausgear-
beitet, auf welche Weise das föderale System des Kaiserreichs funktionierte und 
wie es sich veränderte, d.h., wie sich die formellen Akteure im verfassungsrecht-
lich vorgegebenen Rahmen positionierten und welche "informellen" Akteure 
hinzutraten, wie die formellen Willensbildungs- und Entscheidungsprozesse sich 
entwickelten und auf welche Weise sie durch "informelle" ergänzt oder sogar 
überlagert wurden. Die übergreifende Frage nach der Funktionsweise des Föde-
ralismus beinhaltet die nach der Gestaltung und dem Wandel der politischen 
Steuerungs- und Koordinationsformen, insbesondere die nach dem Zusammen-
spiel der unterschiedlichen föderalen Ebenen. Obgleich die verfassungsrechtlich 
vorgegebenen Organe, insbesondere der Bundesrat, einen wichtigen Platz im fö-
deralen System einnahmen, wird dieses weniger aus einer starren und statischen, 

8 

Einleitung 

staatszentrierten und hierarchischen Perspektive heraus analysiert, sondern mehr 
aus einer flexiblen und dynamischen, zivilgesellschaftlichen und kooperativen. 

In beiden Projekten tritt also die staatsrechtliche bzw. -organisatorische Per-
spektive, die die historische Föderalismusforschung bisher prägte, in den Hinter-
grund und die gesellschaftliche in den Vordergrund. Damit greifen sie inhaltlich 
und methodisch-theoretisch die Überlegungen auf, die im Zentrum der "neuen" 
politikwissenschaftlichen Föderalismusforschung stehen. Hier geht um die Fra-
ge, 'I'Vie im politischen System der Europäischen Union und in anderen föderalen 
Integrationsgebilden staatliche und nicht-staatliche Alcteure und politische Ent-
scheidungsebenen miteinander verflochten sind und welche Konsequenzen sich 
aus dieser Fusion und Verflechtung von formellen und informellen Verfahren 
und Instrumenten für die politische Steuerung ergeben. Die Politikwissenschaft 
hat zunehmend erkannt, dass moderne Bundesstaaten zwar der Idee nach versu-
chen, die föderale Gewaltenteilung zu realisieren, dass in der politischen Praxis 
eine Trennung der Ebenen aber nicht durchführbar ist. Von kooperativem Föde-
ralismus oder von Politikverflechtung ist die Rede. In die gleiche Richtung weist 
seit längerem das Konzept des Mehrebenensystems. Die Europäische Union wird 
dabei als ein System sich ausweitend interdependenter Handlungsebenen model-
liert, das nationale, internationale und transnationale Akteure in unterschiedli-
chen V er handlungsnetzen und Politikarenen an politischen Entscheidungspro-
zessen beteiligt. An die Stelle der Debatte um die Überwindung oder Stärkung 
des Nationalstaats tritt die Frage der Transformation von Staatlichkeit und inter-
nationaler Ordnung. Nachdem das Konzept des Mehrebenensystems etabliert ist, 
werden auch föderalistisch strukturierte Nationalstaaten zunehmend als dynami-
sche Mehrebenensysteme eigener Art anerkannt und untersucht. Der Vorteil die-
ser neuen Ansätze besteht also darin, dass sie sich weniger an den Kategorien 
,formaler Territorialstaatlichk:eit' einschließlich der verschiedenen Ebenen des 
föderalen Systems orientieren, sondern mehr an denen ,informeller Funktions-
staatlichkeit' einschließlich der damit verbundenen Netzwerke und Gremien so-
wie nicht-staatlichen Akteure. 

Wenn hier die gesellschaftliche Dimension von föderalen Systemen hervorge-
hoben wird, soll damit nicht der Eindruck vermittelt werden, als ob die staats-
rechtliche bzw. -organisatorische nicht mehr von Interesse wäre. Zwar hat sich 
die ältere geschichts- und politikwissenschaftliche sowie die staats- und verfas-
sungsrechtliche Forschung ausführlich mit ihr beschäftigt, aber insbesondere der 
Vergleich unterschiedlicher föderaler Gebilde - unter Berücksichtigung histori-
scher Ausprägungen hat auch unter staats-und verfassungsrechtlicher Perspek-
tive gerade in den letzten Jahren zu neuen Erkenntnissen geführt. 

Der vorliegende Band veröffentlicht Beiträge, die auf einer ersten gemeinsa-
men Tagung dieser beiden Projekte gehalten worden sind. Es werden in ihnen 
alle hier relevanten föderalen Gebilde behandelt: das Deutsche Reich von 1871, 
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die Habsburger Doppelmonarchie, die Bundesrepublik Deutschland und die Eu-
ropäische Union. Dabei werden sowohl synchron-vergleichende als auch dia-
chron-vergleichende Perspektiven Historisch-hermeneutische Methoden 
der Geschichtswissenschaft kommen ebenso zur wie 
theoretische der Politikwissenschaft. J.Vfit dieser Zusammenführung von unter-
schiedlichen Föderalismen, Inhalten, Methoden und Theorien wird die tlODnlLlllg 
verbunden, dass sich die historischen und systematischen "Wissenschaften gegen-
seitig befruchten und dies zu neuen Erkenntnissen über die Ausprägung und das 
Funktionieren von föderalen Systemen führt. 

imJanuar2015 Die Herausgeber 
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Die Verfasstheit und politische Realität der Europäischen Union erweist sich 
einmal mehr als Schauplatz und Projektionsfläche grundsätzlicher Konflikte in-
nerer und internationaler Ordnung: Christoph Schönberger hat in seinen intensiv 
diskutierten Merkur-Artikeln 2012 und 2013 das Problem und die Schwierigkeit 
beschrieben, in einem bereits quasi-föderal integrierten Bund1 wie der EU in 
Schwächephasen, und in Zeiten von Identitäts- und Integrationskrisen insbeson-
dere, die Herausbildung von hegemonialer Macht zu verhindern. Hegemonie sei 
gerade unter Gleichen ein typisches Problem, sobald eine Ordnung von Gleichen 
sich zugleich auch als ein an Einheit interessiertes Kollektiv formieren will, 
indes kein internes Machtgleichgewicht besteht und souveräne Entscheidungs-

Föderation und Bund sind mit dem Hinweis auf eine angebliche Dichotomie zwischen 
Bundesstaat und Staatenbund eben nicht hinreichend unterschieden: Gemäß den jüngeren 
Arbeiten von Schönherger sowie von Olivier Beaud (Theorie de Ia federation, Paris 
2009) und ideenhistorisch den Begriffsbestimmungen Carl Schmitts handelt es sich beim 
Bund )llll einen Typus politischer Ordnung, der unterschiedliche bündische Organisati-
onsformen umfasst, darunter auch den f"öderal verfassten Bundesstaat. 
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instanzen weder möglich noch kollektiv \vünschbar sind. Der Status einer "He-
gemonie wider Willen", so Schönberger, komme in der Europäischen Union 
unvermeidlich Deutschland zu.2 

Hegemonie drohe demnach in fciderativen Großraumordnungen notorischer-
und natürlichenveise - denn unterschiedliche Größen, ungleiche Ressourcen und 
verschieden gut funktionierende politische Systeme der mehr oder minder souve-
ränen Glieder bedingen, dass ohne Zentralmacht eher Konföderationen als Föde-
rationen, eher fciderative denn föderale, eher staatenbündische als bundesstaatli-
ehe Machtgefüge zu beobachten sind. 

Wenngleich in Konföderationen eine ausgeprägte hierarchische Imperialisie-
rung sicher doch unwahrscheinlich ist, setzt sich in den Betrachtungen Schön-
bergers unter institutionellen Vorzeichen eine Tendenz fort, mit der in jüngerer 
Zeit an den Schnittstellen zwischen historischer und politischer Wissenschaft 
immer wieder skeptisch auf das raumpolitische Arrangement der Europäischen 
Union geblickt wurde. Herfried Münkler oder Gary Marks wie auch Jürgen 
Osterhammel attestierten vielen der zeitgenössischen Modeliierungen der EU 
"Anleihen" beim Imperiumsmodell, bezogen deren Gestalt auf das Alte Rom zu-
rück und sahen Buropa in "imperiale Kontexte" involviert.3 Dabei beruht die Be-
fürchtung, dass Föderatives unwillkürlich hegemoniale bis sogar imperiale 
Spannungen hervorruft, nicht zuletzt auf dem anhaltenden Bewusstsein, dass der 
territorialstaatliche Souveränitätsgedanke sich ideenhistorisch kleinräumig 
durchgesetzt hat und auch ideenpolitisch eher im Kontrast zu großräumigen 
Friedens-, Ordnungs- und Demokratieversprechen steht Eine häufig gestellte 
Frage an den Föderalismus der Gleichen lautet daher: Was garantiert Schwäche-
ren ihre Gleichheit? 

Wie freilich Schönberg er in einem früheren Text mit dem bezeichnenden Titel 
Die europäische Union als Bund selbst zu bedenken gab, sind nicht nur die so 
beliebten sui generis-Formeln für die EU verfehlt, sondern die omnipräsente 
Kontrastierung zwischen Staatenbund und Bundesstaat selbst ist es letztlich 

2 Schönberger, Cbristoph: Hegemon wider Willen. Zur Stellung Deutschlands in der Euro-
päischen Union, in: Merkur. Deutsche Zeitschrift fur europäisches Denken, 66, (1 Nr. 
752), 2012, S. 1-8; Schönberger, Christoph: Nochmals: Die deutsche Hegemonie, in: 
Merkur. Deutsche Zeitschrift fur europäisches Denken, 67, (1 = Nr. 764), 2013, S. 25-33. 

3 VgL Münkler, Herfried: Imperien. Die Logik der Weltherrschaft vom Alten Rom bis zu 
den Vereinigten Staaten, Berlin 2005. Siehe zu diesem Komplex bereits ders.: Reich, -;-,;a-
tion, Europa. Modelle politischer Ordnung, Weinheim 1996; ferner nun Marks, Gary: Eu-
rope and its Empires: From Rome to the European Union, in: Journal of Common Market 
Studies, 50(1), 2012, S. 1-20; Osterhannnel, Jürgen: Europamodelle und imperiale Kon-
texte, in: Journal of Modern European History, 2(3), 2004, S. 157-181. Konzeptverglei-
chend dazu Gehler, Michael: Europa. Ideen, Institutionen, Vereinigung, München 2010, 
insb. S. 510-535 .. 
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auch.4 Sie meidet das eigentlich recht einsichtige Problem der faktischen Hege-
monie unter formal sie verdrängt aber auch das typischste Phänomen 
junger Imperialität: die l.Jber:führung innerer Spannungen in permanente Expan-
sion, sei diese friedlich, marktlieh oder kriegerisch. 

Hinzu tritt ein dritter Aspekt: Der Kontrast Staatenbund versus Bundesstaat 
entstammt der deutschen Staatsrechtslehre des Kaiserreichs. Diese war fixiert 
darauf, den Ort der Souveränität zu bestimmen. Das bedinge, so Stefan Oeter, 
die "merkwürdigen Eindrücke der Wiederkehr .Untoter' aus dem Theoriearsenal 
des späten 19. Jahrhunderts."5 Oeter zeichnet wie sehr das Reich die Frage, 
ob es selbst "vollsouveräner Staat sei [ ... ] ,in der Schwebe"'6 hielt; analog spricht 
Schönherger für die EU von einer "Schwebelage der Souveränität".7 Die Fixie-
rung auf eine souveränitätstheoretische Dichotomie, die nach Bundesstaat und 
Staatenbund unterscheiden will, verengt den Blick, um die Eigenheiten des spe-
zifisch Bündischen, des Föderalen wahrnehmen zu können. 

Es überrascht angesichts dieser Souveränitätsfokussierung nicht, dass seit Jah-
ren die Debatte über die Zukunft der souverän, national und territorial verfassten 
Staatlichkeit ebenso wenig enden will wie die in EU-Europa mit ihr engstens 
verquickte Frage der Föderalität "Wir beobachten", so Christoph Möllers, "das 
Entstehen eines neuen fcideralen Gebildes. Dabei gibt es immer [ ... ] Friktionen 
und Dilemmata. Wir kennen das aus dem Kaiserreich, aus der Entstehung der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft und aus den USA. Es gibt prekäre l:öer-
gangssituationen. In einer solchen befinden wir uns", und sie erfordert "die Ver-
doppelung oder sogar Verdreifachung von Identitäten".8 

Somit scheint die Verunsicherung nachgerade die logische Konsequenz des 
historisch vielfaltig erwiesenen Umstands zu sein, dass sich bündische Raurn-
ordnungsmodelle nicht eindeutig einer entweder republikanischen oder aber ei-
ner imperialen Logik zuweisen lassen. Und so kommt es für die Komparatistik 

4 Schönberger, Chistoph: Die europäische Union als Bund. Zugleich ein Beitrag= Ver-
abschiedung des Staatenbund-Bundesstaat-Schemas, in: Archiv des öffentlichen Rechts 
129,2004, S. 81-120, hier S. 82 und S. 119. ' 

5 Oeter, Stefan: Föderalismus und Demokratie, in: von Bogdandy, Armin; Bast, Jürgen 
(Hrsg.): Europäisches Verfassungsrecht, Heidelberg 2010, S. 73-120, hier S. 87; dazu 
auch Habennas, Jürgen: Im Sog der Technokratie. Ein Plädoyer fur europäische Solidari-
tät, in: ders.: Im Sog der Technokratie. Kleine politische Schriften XII, Berlin 2013, S. 
82-111, hier S. 94, der mit seibern Quellenbezug hinsichtlich der EU meint, "Staatenbund 
oder europäischer Bundesstaat ist die falsche Alternative (und ein sehr spezielles Erbe der 
deutschen Staatsrechtdiskussion des 19. Jahrhunderts). 

6 Ebd., S. 87. -
7 Schönberger, Union als Bund, S. 104. Die Fonnulierungen gehen zurück auf Carl 

Schroitts Verfassungslehre, Berlin 1957 (Orig. 1928), S. 371. 
8 Möllers, Christoph (im Interview mit Thomas Assheuer): Die Identität ist das geringste 

Problem, in: DIE ZEIT, Nr. 2 vom2. Januar 2014, S. 38. 
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föderativer Ordnungsideen nicht nur darauf an, welches Bündnisverständnis dem 
jeweiligen Begriff eigentlich zugrunde liegt. Überdies ist zumal die Politische 
Theorie gefragt, mittels Anwendung auf historische Kontexte einen genuinen 
Beitrag zur konzeptionellen Ordnung zu leisten - genauer: einen Beitrag, der 
über dichotornische Idealtypisierungen zwar hinausgeht, ohne dabei aber Versu-
che der Konzeptionalisierung aufzugeben. 

2. F öderalität und das Versprechen der Demokratie 

Dass die Frage nach dem Problem hinter der Bundesidee nicht antiquiert ist, in-
sofern sie sich eben nicht allein auf die Verfassungsnatur, sondern auf politische 
Problematiken und Machtverhältnisse bezieht, erweist sich auch angesichts einer 
weiterhin dominierenden, institutionell aber unbegründeten und empirisch kaum 
haltbaren Vorstellung: Der Vorstellung, dass bündische Modelle eine intrinsische 
Affinität zu demokratischen Prozessen hätten. 

Es ist nämlich fraglos korrekt, wenn Daniel J. Elazar in seinem zum Stan-
dardwerk avancierten Exploring Federalism schreibt, dass "[f]ederal principles 
are concerned with the combination of self-rule and shared rule",9 doch hebt die-
se eher diskursive Feststellung die Skepsis nicht auf, dass hierbei die assoziative 
"self-rule" nicht notwendig auch ,democratic rule' bedeuten muss. Denn zum 
einen kann der normativ begrüßenswerte Faktor geteilter Macht und breit koor-
dinierter Herrschaft wohl kaum schon eine theoretisch satisfaktionsfähige Be-
stimmung für Volkssouveränität sein, deren freiheitliches Prinzip der Gleichbe-
rechtigung letztinstanzlieh vollverantwortlicher Vollbürger zur theoretischen 
conditio sine qua non moderner Demokratie geworden ist. Ebensowenig aber 
wäre die Standardannahme föderaler Demokratieaffinität historisch plausibel, ist 
doch schließlich die Mehrheit bündischer Arrangements in der Geschichte nicht-
demokratischer, ja dezidiert autokratischer, nur eben nicht zwangsläufig auch 
imperialer Natur gewesen. 

Politikideenhistorisch lässt sich der Trugschluss jener beliebten Assoziation 
demokratischer und föderativer Wahlverwandtschaft fraglos auf die US-
amerikanischen Autoren der Federalists Papers und auf die Wirkungsmacht des 
Karrtischen Modells Zum ewigen Frieden zurückbeziehen. Deren Folgeinterpre-
tationen hatten unvorsichtigerweise immer wieder die imperialistische Kraft bei-
der Schriften aufgrund der Wunschvorstellung ignoriert, Demokratie und Impe-

9 Elazar, Daniel J.: Federalism, Tuscaloosa 1987, S. 5. 
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rialität seien auch realpolitisch unwahrscheinlich, bloß weil sie prinzipiell und 
theoretisch unvereinbar sind. 10 

Kulturhistorisch breit untedüttert allerdings wird der Trugschluss sehr viel 
stärker durch das im Nachgang der Französischen Revolution inspirierte republi-
kanische Trinitätsmodell, von dem die Parole ,,Freiheit, Gleichheit, Brüderlich-
keit" kündet. Sie nämlich stellte zwischen den republikanischen Pol der Freiheit 
und den demokratischen Pol der Gleichheit jenes identitäre Band, das den libe-
raldemokratischen Modellen der Federalists und Kants notwendig abging, ja 
diesen geradewegs suspekt erscheinen musste: Kants berühmte und zweifellos 
Machiavelli entlehnte Formulierung, der republikanische Rechtsstaat sei auch 
einem Volk von "Teufeln" möglich, "wenn sie nur Verstand" hätten, 11 lehnte so-
zialmoralische Sonderkonditionierungeil der Freiheitlichkeit schlechterdings ab, 
während beinahe zeitgleich auch das ideemevolutionäre Konzept des Pluralis-
mus, wie es die Autoren der Federalist Papers bewarben, radikal mit den poli-
tikethisch ambitionierten Tugendzumutungen des klassischen Republikanismus 
der Amerikanischen Revolution brach. 12 

Der Trugschluss wahlverwandter Demokratie und Föderalität setzt sich aber 
auch in einigen Schulen der Internationalen Beziehungen fort, wo Staaten mit 
Personen analogisiert werden. 13 Und die Annahme einer nicht allein historisch 
bedingten, ja womöglich sogar kontingenten, sondern vielmehr strukturellen 
Affinität föderaler Arrangements zur Demokratie bleibt politisch keineswegs 
folgenlos: Sie liegt an der Wurzel des immer noch weitgehend unangefochtenen 

1 0 Dazu, zumal zwecks kontextueller Aufarbeitung des Forschungsstandes zur auf Kant re-
kurrierenden "Theorie des Demokratischen Friedens", Huhnholz, Sebastian: Krisenimpe-
rialität. Romreferenz im US-arnerikanischen Empire-Diskurs, Frankfurt arn Main und 
New York 2014, insb. S. 109-141. 

11 Kant, Immanuel: Zum ewigen Frieden. Ein philosophischer Entwurf (1795), in: Kant 
Akademieausgabe, Abteilung I, Bd. VIII: Abhandlungen nach 1781, Berlin und New 
York 1969, S. 341-386, hier S. 366. 

12 Huhnholz, Krisenimperialität, S. 175-245. 
13 Jüngere empirische Erkenntnisse, die die automatische Vorteilhaftigkeit föderaler Model-

le hinterfragen, scheinen nicht auf die Ebene der Theoriebildung durchzudringen: Der 
Theoretiker Alain Gagnon etwa verweist auf "Experten" zur Untermauerung des Urteils, 
Föderalismus sei "uniquely equipped to facilitate recognition of ethnic and cultural 
groups, promote representation of different currents of thought, guarantee the rights of 
national minorities, establish a fair division of power arnong orders of gove=ent, and 
establish an equitable distribution of wealth" (The Case for Multinational Federalism. 
Beyond the all-encompassing nation, London und New York 2012; vgl. zur empirischen 
Bestandsaufnahme: The new wave of federalism, in: Erk, J an; Swenden, Wilfried (Hrsg.), 
New Directions in Federalism Studies, London undNew York 2010, S. 1-15). 
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normativen Status von Föderalismus in nicht allein theoretischen Debatten, son-
dern auch in politischen Prozessen.14 

Der Annahme liegt, verkürzt formuliert, erstens die Hoffnung auf das korrek-
tive Potential föderaler Strukturen gegenüber minderheitengefährdender Mehr-
heitsherrschaft zugrunde; zweitens das Versprechen der Regung ethnischer Kon-
flikte innerhalb derselben politischen Ordnung; drittens die Überzeugung vom 
Nutzen teilstaatlichen als Ergänzung zentralstaatlichen Bürgerengagements; und 
schließlich die Überzeugung von der politischen und auch administrativen Effi-
zienzssteigerung durch Dezentralisierung und Subsidiarität - zweier Konzepte, 
die immer wieder mit jenem der Föderativität in Verbindung gebracht werden. 
Föderalität erscheint hier lediglich als Attribut gelingender Demokratie. 

Die nicht unbedingt kongruenten Strukturen von Bund und Demokratie lassen 
sich überdies sogar noch ar!hand von Repräsentationsbauten, also über die politi-
sche Ikonographie veranschaulichen: 15 Während Volkskammern nicht als ge-
schlossene Kreise aufgebaut sind, sondern entweder einander gegnerische Lager 
parlamentsarchitektonisch gegenüberstellen (britisches Modell) oder eine Lücke 
im Kreis für die Regierung lassen (deutsches Modell), stellt sich föderative Ar-
chitektur eher geschlossen kreisförmig dar. Marcel Mauss schon hat dafür in sei-
nem Essai sur le don das sagenhafte Beispiel der Ritter Arthurs gewählt, der Ta-

14 Mit wenigen Ausnahmen- etwa der Kritik an den Kräfteverhältnissen im US-Senat oder 
dem Eingeständnis der Ineffizienz des deutschen Bildungsföderalismus. Zu den Konse-
quenzen dieser unbedingten Inbezugsetzung von Demokratie und Föderalismus gehört, 
dass "neue" Verfassungen- etwa jene des Iraks, aber auch die russische Verfassung von 
1993 -mehrheitlich föderal strukturiert sind, selbst in Fällen der Absenz oder zunächst 
gar nicht territorial ausgeprägter ethnischer Konflikte. 

15 Während die politische llconographie der Vormodeme und des Totalitarismus bestens 
erforscht ist und sich auf namhafte Arbeiten von Ernst Kantorowicz über Reinhart Kosel-
leck bis zu Horst Bredekamp stützen kann, ist die politische Ikonographie der liberalde-
mokratischen Modeme einigen Glanzpunkten zum Trotz allenfalls sporadisch untersucht, 
etwa durch Manow, Philip: Im Schatten des Königs: Die politische Anatomie demokrati-
scher Repräsentation, Frankfurt am Main 2008; siehe exemplarisch ferner Bredekamp, 
Horst: Thomas Hobbes. Der Leviathan. Das Urbild des modernen Staates und seine Ge-
genbilder 1651-2001, Berlin 2006; Diehl, Paula: Macht- Mythos- Utopie. Die Körper-
bilder der SS-Männer, Berlin 2005; Ernst, Wolfgang; Vismann, Comelia (Hrsg.): Ge-
schichtskörper. Zur Aktualität von Ernst H. Kantorowicz, München 1998; zu jüngster Li-
teratur Huhnholz, Sebastian: Staatszombies. Sterbekulte, Leviathane und andere Goldene 
Kälber der jüngeren politischen Ikonologie, in: Zeitschrift für Politische Theorie, 5(1), 
2014, S. 136-142. Die der hiesigen Unterscheidung von Demokratie und Föderalismus 
entsprechende Forschungslücke hinsichtlich föderaler Formensprache und Visualitäts-
programmatik schließen zu helfen versucht derzeit das unter der Leitung Siegfried 
Weichleins und Victor Stoichita stehende Projekt "Politische Ikonographie des Födera-
lismus" der Schweizer Universität Freiburg - Näheres dazu unter: http:/ /lettres.unifr. 
eh/ de!hist/ gmzg!forschung/ aktuelle-forschungsproj ekte.html#c15 87 6, abgerufen am 15. 
März2014. 
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felrunde also, um nicht zu sagen: des Runden Tisches. Hier handelt es sich um 
ein Bild der Eintracht, concordia, nicht um ein prinzipiell auf Mehrheitsbeschaf-
fung angelegtes Forum. "[F]röhlich und unbesiegbar" sei die Runde, so Mauss. 16 

Anders als in ältesten demokratischen Austragungsforen, Agora, Forum Roma-
rrum u.a.m., steht in der Mitte nämlich kein Stein des Anstoßes, sondern ein 
Tisch, an dem alle Platz nehmen. Das Zentrum der Souveränität ist leer, und 
mutmaßlich liegt eben schon in dieser Formulierung ein wesentlicher Erklä-
rungsansatz für die Verwechslung von Volkssouveränität einerseits, deren Zen-
trum um den Preis andernfalls reanimierter Autokratie und Rückverwandlung 
von demokratischer Theorie in monarchische Theologie im Sinne des berühmten 
Diktums Claude Leforts "leer" sein muss,17 und von Föderalität andererseits, die 

. schlichtweg kein souveränes Zentrum hat, weil sie weder zentralistisch noch 
souverän ist . 

Die mediale Gleichförmigkeit des Arthur-Exemplums jedenfalls repräsentiert 
die Identität als prinzipiell einander Achtende. Sie repräsentiert nicht die Un-
gleichheit, bildet daher weder Arthurs Autorität ab, noch Zwiste zwischen Mit-
gliedern. Demokratische Prozeduren gibt es hier nicht; verkörpert wird identitäre 
Eintracht, nicht politischer Konsens über den Umgang mit konfliktiven Ressour-
cen, Potentialen und Zielen. Diese Offenheit der Form ist es auch, die Reinhart 
Kaselleck in seinem Eintrag Bund, Bündnis, Föderalismus, Bundesstaat in den 
Geschichtlichen Grundbegriffen herausstellte: Sah sich die heute republikanisch 
assoziierte Idee des identitären Bundes in der Vormodeme in den Reichsgedan-
ken komplementär integriert, war also: reichstauglich und sogar reichsaffm, trat 
die Bundesidee nach dem Renaissancerepublikanismus, dem Augsburger Reli-
gionsfrieden und dem Westfälischen Frieden dem Imperiumsgedanken konträr 
entgegen.18 Mit anderen Worten: Wie schon im antiken römischen Bundesgenos-

16 Siehe dazu das Beispiel des griechischen Theaters als Agora von Ober, J osiah: De-
mocracy and Knowledge. Innovations and Learning in Classical Athens, Princeton, NJ, 
und Oxford 2008, S. 200f.; ansonsten Mauss, Marcel: Die Gabe. Form und Funktion des 
Austauschs in archaischen Gesellschaften, Frankfurt am Main 1990 (Orig. 1950), S. 182. 

17 Dazu der Einfachheit halber an dieser Stelle ebenfalls Koschorke, Albrecht et al.: Der 
fiktive Staat: Konstruktionen des politischen Körpers in der Geschichte Europas, Frank-
furt am Main 2007. Diese Arbeiten über den "Fiktiven Staat" begreifen sich als Studien 
zu der Frage, wie der Republikanismus jene nunmehr unbesetzte Leerstelle der Souverä-
nität theoretisch repräsentiert, die mit Blick auf die von Kantorowicz so brillant gezeigte 
mittelalterliche Herrschaftstheologie nicht gefüllt werden darf, da die Füllung wesentlich 
der Leistung des monarchischen Konträrregimes gleichkäme. Ausfuhrlieh dazu auch Ma-
now, Schatten des Königs. 

18 Koselleck, Reinhart: Bund, Bündnis, Föderalismus, Bundesstaat, in: Brunner, Otto et al. 
(Hrsg.): Geschichtliche Grundbegriffe. Historisches Lexikon zur politisch-sozialen Spra-
che in Deutschland, 8 Bde., Bd. 1, Stuttgart 2004 (Orig. 1972), S. 582-671. 
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sensystem19 konnte die Bundesidee für das Heilige Römische Reich hegemonia-
ler bis imperialer Art sein, sich gegen eine zu starke Zentralmacht indes wieder 
freistaatlich emanzipieren. Auf der Republik-Imperium-Achse also verschiebt 
sich Souveränität permanent; die föderative Kunst besteht in der Austarierung 
zwischen den Polen. 

Vormoderne und damit auch vornationalstaatliche Vergleichsfälle scheinen 
daher trefflich geeignet, die Idee zu relativeren, föderative Bündnisse seien 
intrinsisch demokratietauglich?0 Nicht nur Schönberger zeigt, dass die föderati-
ven Momente der Europäischen Union demokratische Repräsentation potentiell 
untergraben. Umso mehr seien "[f]öderative Gebilde [ ... ] immer dann anfällig für 
Hegemonie", so Schönberger, "wenn es nicht gelingt, eine von den Gliedstaaten 
weitgehend autonome Bundesgewalt zu etablieren."21 Die demokratische Unita-
risierung Europas würde daher "in institutioneller Hinsicht vor allem die Beseiti-
gung der Ratsstruktur erfordern."22 Das freilich hieße, das föderative Problem 
durch ein zentralistisches Problem zu ersetzen- in großräumigen Kategorien ge-
sprochen also: die Probleme des Bundes hyperzentralistisch zu kurieren. Was 
kann Föderalität angesichts dieser - positiv formuliert - ordnungspolitischen 
Flexibilität leisten, und aufwelches Problem reagieren föderale Arrangements? 

3. Identität ohne Zentrum: Der israelitische Stämmebund 

Im Zentrum bündischer Narrative steht- um in einem nicht zuletzt europapoliti-
schen Klischee zu sprechen - die Idee der Schaffung von "Einheit in Vielfalt", 
also der Bündelung und Integration generell unterschiedlicher, territorial verwur-
zelter Gruppen, die aber durch eine identitäre Grundlage einbar sind. Die Be-
hauptung des schon genannten, weithin einflussreichsten Erzählers attraktiver 
Föderalismen, Daniel J. Elazar, in seiner politischen Theorie des covenant, solche 
gemeinschaftsbildenden bündischen Versprechen prägten die abendländische Po-
litik seit Jahrtausenden, stützt sich maßgeblich auf biblische Exempla: Einerseits 
auf die Idee des Bundes zwischen dem einen Gott und dem von ihm auserwähl-
ten Volk;23 andererseits aber auch auf jene auf den Sinai-Bund folgenden politi-

19 
20 

21 
22 
23 
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Dazu Hantos, Theodora: Das römische Bundesgenossensystem in Italien, München 1983. 
Allerdings gilt dies nicht allein für vormoderne Exempla, wie in Abschnitt 3 expliziert 
wird. 
Schönberger, Hegemon wider Willen, S. 2. 
Schönberger, Die deutsche Hegemonie, S. 32. . . . . 
Ich" lässt noch das Alte Testament den Dekalog beginnen, "bm dem Gott, der 1ch dich 

Agypten ge:fuhrt hat, dem Sklavenhaus. Du sollst neben mir anderen Götter 
ben. Du sollst dir kein Gottesbild machen und kerne Darstellung , und Wle = S1cherhe1t 
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sehen Bündnisse zwischen den Israeliten - also zwischen den elf Stämmen und 
dem Priesterstamm. 

Elazars Übertragung des biblischen Bundesprinzips auf eine Unzahl von Fäl-
len- innerhalb des Alten Testaments, aber auch auf moderne Bundesstaatlichkeit 
etwa der Schweiz und der Vereinigten Staaten- und sein Hinweis auf eine Reihe 
positiver Charakteristika des covenant - demokratiefördernd, freiheitsbegünsti-
gend, rechtestärkend, und dies auch über politische Arrangements hinaus - ver-
decken jedoch die Spezifik des aus föderalismustheoretischer Perspektive aber 
eben hochrelevanten gerade politischen Bundes zwischen den israelitischen 
Stämmen. Um es mit den Worten des einzigen ehemaligen Papstes zu formulie-
ren- betonend, dass es sich nicht um eine historiographische Fassung des hoch-
umstrittenen historischen Phänomens, sondern um ein politisches Narrativ han-
delt: "Israel zieht im Land ein. Die elf Stämme kriegen jeder sein Land, sein Ter-
ritorium. Allein der Stamm Levi, der Priesterstamm, bekommt kein Land, be-
kommt kein Erbe; sein Erbe ist Gott allein. Das bedeutet praktisch, daß seine 
Angehörigen eben von den Kultgaben leben und nicht, wie die anderen Stämme, 
von der Bewirtschaftung eines Landes. Der wesentliche Punkt ist: Sie haben kein 
Eigentum."24 Ratzinger reformuliert in knapper Form die Idee eines nun auch 
politischen Bundesgedankens, eines Bundes unter den Israeliten, der die politisch 
mehr oder minder ungeordnete Dynamik des Exodus erst aufgrund des Sinai-
Bundes mit Gott überführt in die Statik einer zugleich identitäts-, raum-, macht-, 
eigentums- und religionspolitischen Ordnung. 

In dem Bundarrangement, das auf religiöser Sinnstiftung und räumlicher 
Verwurzelung fußt, spielen sowohl die Eigentumsverfassung als auch der Ver-
such der Identitätsstabilisierung eine zentrale Rolle. Der Identitätsaspekt ist in 
den Worten Ratzingers deutlich: "Israel zieht im Land ein"- kurzum, die Nation 
nimmt als solche Territorium. Das ist ein klar einheitsstaatliches Element. Der 
Raumaspekt indes wird verdeutlicht durch den Hinweis, jeder Stamm bekäme 
"sein Land". Es handelt sich also um ein staatenbündisches Element, in dem die 
Einheit der Nation als kanaanitische Landnahmegemeinschaft wieder relativiert 
zu sein scheint, jedenfalls differenziert wird. Der wesentliche Machtaspekt hin-
gegen deutet sich darin an, dass der Autor auf den Erbschaftsbesitz des Territori-
ums verweist: ein jedes gliedstaatliches Territorium bleibt Stammeseigentum. 
Doch tritt ein weiteres Eigentumsmoment hinzu, das die Machstruktur des Bun-
des betrifft: Die grundbesitzenden Stämme leisten Abgaben, genauer: "Kultab-

wird die Sache noch einmal mit Nachdruck belaäftigt: "Du sollst dich nicht vor anderen 
Göttern niederwerfen und dich nicht verpflichten, ilmen zu dienen. Denn ich, der Herr, 
dein Gott, bin ein eifersüchtiger Gott" (Exodus 20:2-5, laut Einheitsüberset=lg). 

24 Ratzinger, Josef: Salz der Erde. Christentum und katholische Kirche im 21. Jalrrhundert. 
Ein Gespräch mit Peter Seewald, München 2005 (Orig. 1996), S. 207. 
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gaben." Sie solidarisieren ihre Eigentumserträge also nicht untereinander, betrei-
ben gewissermaßen keinen föderalen Länderfinanzausgleich, statten aber auch 
keine Zentralregierung mit Jvlitteln aus. Die Stämme transferieren stattdessen ei-
nen Teil ihrer um eine offenkundig wichtige Funktion zu alimentieren, 
die aus identifik:atorischen Unitaritätsgründen an eine Zentralinstanz delegiert ist, 
den Priesterstamm (Daher auch die u.a. Etymologie von levy, Abgabe.). 
Dessen Funktion ist es, die Stämme mit Sinn zu bewirtschaften, indem er profes-
sionell und legitimiert die gemeinsamen Wurzeln pflegt und vermittelt, aber an 
keinen der übrigen Stämme einzeln gebunden wäre. 

Wir begegnen hier einem als politische Theologie des Bundes überlieferten zen-
tralen Narrativ des Föderativgedankens, und zwar in wenigstens dreierlei Hin-
sicht 

Erstens ist der politische Bund ein Versammlungsbund, der weniger eindeutig 
voluntaristisch ist als generell die in gegenwärtigen Typologien genannten co-
ming-together-Föderationen: Obgleich es durchaus um das Zusammenkommen 
distinkter Entitäten geht, ruht der politische Bund als covenant auf einer berei!s 
bestehenden einenden Identität in Elazars Worten auf "consent and 
Im Falle des israelitischen Bundes verdankt dieser seine Existenz und seinen 
Fortbestand dem Umstand einer im Sinai-Bund präformierten Identität. An diese 
muss folglich nicht nur erinnert werden, weil sie die Gemeinschaft begründet, 
sondern auch, weil nur die Befolgung des religiösen Sinai-Bundes die Stärke und 
Freiheit des politischen Bündnisses verbürgt. Tautologisch gesprochen: Die 
Institution ist die Institution. Das ist der politische Grund für die an politisch har-
ten Machtmitteln so arme und daher politisch eigentümlich erscheinende Funkti-
onsweise des zwölften Stammes der Priester: Sie dürfen, so kurz nach 
dem aus Ägypten, keine direkte Regierungsmacht übernehmen. Es käme 
der Gehorsam einer Zentralgewalt gegenüber nur einem Götzendienst als 
wäre also Pharao gewissermaßen nur durch Levi ersetzt worden. Diese frühe 
nachexodische Phase ist noch nicht identitäts- und daher freiheitspolitisch ge-
fährdet, Vlie die realhistorisch bald daraufbeginnende Zeit der Könige. Es ist in-
sofern kein Zufall, dass der US-amerikanische Gründervater Thomas Paine 1776 
in Common Sense, der wohl erfolgreichsten republikanischen Kampfschrift der 
Neuzeit, an die antimonarchistische Bundesidee erinnert, um gleichermaßen eine 
Geschlossenheit der erstmals von ihm so genannten "United States" im Unab-
hängigkeitskrieg anzumahnen wie auch zu warnen, angesichts der äußeren Ge-

25 Elazar, Daniel J.: The Political Theory of Covenant: Biblical 
opments, in: Covenant, Polity, and Constitutionalism, 10(4), 1980, 
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fahr wie einst Samuel einen Monarchen im Innem zu krönen, die fremde briti-
sche gewissermaßen durch eine eigene amerikanische Diktatur zu ersetzen. 26 

Zweitens ist diese Bundesvariante für den Priesterstamm prekär. Offiziell ist 
er selbst Stamm der Bundesnation. Er kann dies aber nur becrlaubicren wenn er 

0 0 ' 

der Bundesnation permanent vorführt, dass sie nicht eigentlich eine modern 
gesprochen - supranationale Konföderation ist, nämlich eine Ansammlung von 
elf Stämmen, sondern eher ein unitarischer Bundesstaat- dass es also noch einen 
zwölften Stamm gibt, der die Gemeinschaft repräsentiert, symbolisiert und inte-
griert, sie aber nicht: regiert - denn er hat keine politische Sanktions-
macht. Er kann niemanden abstrafen, vor allem kann er keine Mehrheiten der 
Stämme organisieren, da seine Macht auf der Funktion basiert, die Einheit 
der Stämme zu beglaubigen. Nur dafiir wird der zwölfte Stamm alimentiert um 
nicht zu sagen: das macht ihn zum Ausdruck eines V erfassungsvertrages. ' 

Dennoch aber eröffnet sich hier der dritte, besonders bezeichnende Aspekt 
dieser antiken doppelten Bundesidee aus identitärem und dabei doch egalitären 
Bund. Gerade der das Land der zwölf Stämme mit religiös sanktioniertem politi-
schen Gemeinsinn ausstattende Priesterstamm besorgt allein aufgrund seiner 
funktionspolitischen Existenz, dass einerseits der Frieden gewahrt bleibt: 
Schlicht weil die politische Eintracht von der theologisch durch die Priester re-
präsentierten Einigkeit über die Gültigkeit des Sinai-Bundes mit Gott abhängt. 
Andererseits aber besorgt auch nur der Fortbestand des Priesterstamms als eine 
alimentierte und grundsätzlich eigentumslose Gruppe, dass der politische Bund 
einer bleibt, der dem Wesen nach aus Gleichen besteht statt mithilfe priesterli-
cher Legitimitätszuweisung Mehrheiten zu organisieren, bestimmte Stämme oder 
gar nur einen oder eine Person durch theologisch unterfütterte A.:rgumen-
te politisch aufzuwerten, mit gruppenspezifischer, oligarchischer oder monarchi-
scher Autorität zu versehen usw. Diese enge Bindung von Organisation und An-
leitung des Verbandes hat sogar in der realhistorischen Entwicklung der antiken 
jüdischen Bundessemantik bewirkt, dass der vormalige territoriale Zusammen-
hang von "Landverheißung und Verheißungsland durch Gesetz und ,Bund"' re-
lativiert werden musste denn dies war "die einzige Möglichkeit, die allzu enge 
Verbindung zwischen J ahwe und Land so zu lockern, daß mit dem Land nicht 
auch Jahwe verlorenging." Just in der Übertretung des räumlich augeeigneten 
Raumes als Bundesgebiet, also in der Expansion, daher zuo-leich eine inak-

.. 0 

zeptable Ubertretung des identitären Bundes, weshalb der spätere Verlust des 
Gelobten Landes in der jüdischen Theologie bis tief in die neuzeitliche Diaspora 

26 Siehe Ottmann, Henning: Geschichte des politischen Denkens, Bd. 3/2: Die Neuzeit. Das 
Zeitalter der Revolutionen, Stuttgart 2008, S. 37f. 
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hinein immer wieder auch als bundesräumliche Strafe fUr den religiösen Bun-
desbruch gedeutet worden ist?7 

Umso interessanter ist denn aber die Frage, was politisch diese Bundkonstruktion 
eigentlich stabilisiert: Anscheinend besorgt die religiöse Zentralinstanz, dass es 
zwischen den Stämmen zu keiner dergestalt hegemonialen Position kommen 
kann, dass sich die Identitätsmerkmale einer unterlegenen Seite den Forderungen 
einer überlegenen Seite fügen müssten, ohne dass darüber nicht zugleich der Ge-
samtverband betroffen wäre. 

Die Zentralinstanz komplettiert daher erst eine institutionelle Homologie des 
religiösen Sinai-Bundes innerhalb der gesamten politischen Machtarchitektur, 
also eine formale Strukturähnlichkeit der Stammesföderation mit dem Sinai-
Bund: Innerhalb des Stammesverbundes wird der Sinai-Bund gewissermaßen 
repräsentativ abgebildet, ohne selbst souverän zu werden. Da die Priester die Po-
sition Gottes ohne souveräne Machtmittel stellvertreten, können sie selbst nicht 
auserwählen und sich an Gottes Stelle setzen. Da sie selbst Stamm sind, sind sie 
mit ihren Geschwisterstämmen auserwählt, sie stehen nicht gegen sie oder über 
ihnen. 

Die Implikationen sind weitreichend und dem Wesen nach republikanisch: 
Die föderale Integrität garantierende Institution besitzt keine durch territoriales 
Eigentum verbürgte unabhängige Macht, durch die sie eine hegemoniale Position 
erreichen oder unterstützen könnte. Sie besitzt aber auch keine im politischen 
Sinne ideologische Macht, da sie nicht missionieren kann. So kann der Stam-
mesbund nicht auf imperiale Weise erweitert werden, da er identitätspolitisch auf 
sich selbst als Gemeinschaft Auserwählter beschränkt und damit stabil statt ex-

. bl .b 28 pans1v e1 t. 
Die alte Frage nach dem Sitz der Souveränität in föderalen Arrangements 

kann zwar fUr diesen beantwortet werden- jenseits oder nirgends, denn po-
litisch gibt es hier keine Souveränität. Fraglich bleibt aber, in\vi.eweit diese Ei-
crenschaft übertragbar ist auf andere Bundarrangements, und ob die divers ausfal-
lenden Antworten nicht erweisen, dass die Souveränitätsfrage selbst die Spezifik 
des Föderalen kaum binreichend zu fassen vermag. Denn was diese identitäre 
Bundesidee leistet, ist mehr als die narrative Rückbindung an einen Ursprungs-
mythos und doch weniger als eine institutionelle Garantie im Sinne eines Verfas-
sungsvertrages. Begründet wird der Verzicht auf machtzentralisierende Elemente 
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Perlitt, Lothar: Bundestheologie im Alten Testament, Neukirchen-v_luyn 1969, S. 34 f. 
Die am stärksten generalisierte Ausformulierung und ModemlSlerung d1eser antiken 
"Bundesformel" findet sich übrigens im gleichnamigen Werk Rudolf Smends (Smend, 
Rudolf: Die ]3undesformel, Zürich 1963). 

Ein Bund unter Gleichen? Zum (anti-) hegemonialen Charakter föderaler Arrangements 

im föderativen Arrangement. Es gibt hier keine Volks- oder Bürgerkammer, kei-
ne Zentralregierung, keinen unter kaiserlicher Obhut veranstalteten Reichstag der 
Landes:fursten beziehungsweise keine unter einem Gottesgnadenkönig veranstal-
teten Bundesversammlungen von Stammesfiihrem. 

Dieses Versprechen der Föderalität egalitäre Identitätsbindung zwischen 
Gruppen - wird hier als Problem deutlich: Garantierter Schutz vor Hegemonie-
bildung innerhalb des Bundes scheint, so das Narrativ, eine Verfasstheit vorzu-
sehen, die ohne ein Zentrum der Macht auskommen muss. Dergestalt wird die 
Eingangsfrage nach der Funktionalität von Föderalismus in ein politisches Span-
nungsfeld eingeordnet, das sich institutionell kaum lösen lässt und daher substan-
tiell etwas beitragen könnte zum Problem der Statik föderalistisch assoziierter 
Institutionenarchitektur, die sich, je ein politischer Föderalverband wird, 
umso "schwer[er] bezeichnen" lasse, "weil in ihm staatenbündische, bundes-
staatliche und einbeitsstaaatliche Elemente gemischt sind."29 Denn das skizzierte 
Beispiel des zwölften Stammes lässt erkennen, dass hier eine auf einer zwar ge-
meinsamen, aber gerade nicht einheitlichen, stabilen oder politisch allein garan-
tierbaren Identität beruhende institutionelle Architektur fiir einen ausgedehnten 
Siedlungsverbund gefunden werden sollte, die die Integrität dieses Verbundes 
wenigstens strukturell funktional gegen zwei typische Risiken absichern sollte: 
den Identitätsverlust durch "imperiale Überdehnung" und den Verlust der gerade 
erst erhaltenen Freiheit durch hegemoniale Binnendifferenzierungen des durch 
innere Machtungleichgewichte eigentlich ungleichen Identitätsverbunds. 

Nur Letzteres ist noch knapp und abschließend erläuterungsbedürftig: Wir se-
hen in der hier skizzierten Verfassung keine Machtgleichgewichtsarchitektur im 
Sinne von checks & balances. Im Gegenteil handelt es sich um eine notorisch 
gefährdete, identitätspolitisch begründete und sowohl institutionell wie auch 
normativ auf pluralitätsförderliche Zentralitätslosigkeit angelegte Bündnisvor-
stellung. Sie ist weitaus mehr als eine Allia=, denn es geht nicht um streng ra-
tionalistische kollektive Selbstverteidigung oder ähnliches; diese Bündnisvorstel-
lung sorgt zwar fUr eine ausreichend große Verteidigungsgemeinschaft, verhin-
dert dabei aber nicht nur Hegemonieoptionen innerhalb der Gemeinschaft föderal 
Gleichgestellter, sondern ist zugleich identitär in sich selbst saturiert und mithin 
arm an expansionistischen Aggressionen. 

Diese überlieferte Konstellation freilich ist nicht nur unwahrscheinlich, was 
ihren historischen Wirklichkeitsgrad anbelangt, sie ist überdies machtrealistisch 
abwegig: Für eine föderative Organisation der Europäischen Union etwa hieße 

29 Föderalismus in historisch-komparativer Perspektive: Kaiserreich, Habsburgermonarchie 
und Europäische Union, 25.09.2013 27.09.2013 Siegen, in: H-Soz-Kult, abgerufen am 
15.03.2013, <http://www.hsozkult.de/event/idltermine-21324> 
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eine Übertragung Abstruses. Wollte man die föderative Qualität der EU in die-
sem Sinne fördern und damit imperiale Assoziationen abstellen, müssten zentra-
listische, auf Brüssel ausgerichtete Institutionen gestutzt werden, ausgerechnet 
jene also, denen die ungleich direktere demokratische Legitimation zukommt, 
weil das Europäische Parlament gewählt ist und nicht föderal repräsentiert ein 
Parlament also, das in der EU eine sowohl "pseudoexek:utive" wie auch nicht-
föderale Institution ist, weil es die Identität der Union als Bündnis nicht abbil-
det.30 Hierin wiederum aber scheint ein nicht unwesentlicher Grund fiir die Her-
ausbildung einer "Hegemonie wider Willen" zu liegen, eine Hegemonie, die we-
der durch identitätsnormierende, Bundes-ideell-föderative noch exekutive Insti-
tutionen Halt, Maß und Widerstand findet. 

Als politische Erzählung jedoch, eine Erzählung also, die das kollektiv Vor-
findliehe entweder inspirieren oder durch Traditionsverweis legitimieren, identi-
tären Sinn stiften und dadurch politische Veränderungen lenkend limitieren soll, 
ist diese Überlieferung mindestens so aufschlussreich wie sie Zeit ihres Beste-
heus immer wieder - nicht allein durch theologische Perpetuierung, sondern 
auch durch politiktheoretische Formulierung - vorbildlich geworden ist: Der 
konkrete Bezug auf das alttestamentarische Exodus-Motiv fehlt ohnehin in kei-
ner abendländischen Befreiungserzählung; sogar ihre geschichtstheoretische An-
verwandlung aber ist notorisch, \vie Michael Walzer nachwies, wenn er beobach-
tete, dass ,,Exodus-Politik" fiir Revolutionäre quer durch die Historie immer 
wieder nicht nur die Referentialisierung der Befreiungsgeschichte des Auszugs 
aus Ägypten umfasste, sondern auch die anschließende Selbstregierung der aus 
der Sklaverei Entkommenen als nunmehr freies Volk.31 Spätestens hierbei zeigt 
sich denn auch, warum das gegenwärtige Europa so schwer am Generationen-
bruch der bedingt, dass die Friedens-, Befreiungs- und Wohlstandserzäh-
lung der Nachweltkriegsgeneration derzeit nicht mehr zu kontinuieren und auf 
anstehende Herausforderungen identitätspolitisch erfolgreich zu transferieren ist. 

30 Dazu Dann, Philipp: Parlamente im Exekutivföderalismus. Eine Studie zum Verhältnis 
von föderaler Ordnung und parlamentarischer Demokratie in der Europäischen Union, 
Berlin 2004; jüngst auch Thiel, Thorsten: Republikanismus und Europäische Union. Eine 
Neubestimmung des Diskurses um die Legitimität europäischen Regierens, Baden-Baden 
2012. 

31 Walzer, Michael: Exodus und Revolution, Frankfurt am Main 1998 (Orig. 1985);; nun-
mehr auch Assmann, Jan: Exodus. Die Revolution der Alten Welt, München 2015, sowie 
Koschorke, Albrecht Exodus. Gesetzgebung und Landnahme im kulturellen Gedächtnis 
Europas, in: Heinze, Anna et aL (Hrsg.): Grenzen der Antike. Die Produktivität von 
Grenzen in Transformationsprozessen, Berlin!Boston 2014, S. 27-37. 
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4. Identität ohne Gleichheit: Ideen imperialer Föderation 

Vergleicht man nun das Narrativ des israelitischen Stämmebundes mit anderen, 
späteren bündischen Ideen, so zeigt sich, dass die Kombination einer auf bereits 
vorhandener Identität basierenden und durch sie bindenden Föderation mit jener 
der macht- und stabilitätspolitisch "nötigen" Zentralgewalt aber durchaus denk-
bar erscheint - allerdings insbesondere in solchen Konstellationen, in denen die 
Tendenz zur Hegemonialisierung von den relevanten Akteuren eben nicht als 
Problem, sondern als wünschenswerter Nebeneffekt, womöglich sogar als telos 
der Föderalisierung betrachtet wird. 

Bei der Föderalisierung von imperialen Strukturen handelt es sich um ein Ver-
sprechen, das die eingangs formulierten, in föderale Modelle gesetzten Hoffnun-
gen auf Gleichheit und Identitätsbindung nutzt- jedoch nicht um einer tatsächli-
chen De-imperialisierung, sondern um der Stabilisierung der nicht-egalitären 
Ordnung willen. Betrachtet man exemplarisch die Debatten um die föderale Re-
organisation des British Empire als Imperial Federation ab den 1870er Jabren, 
so wird schnell deutlich, dass die Verweise auf Identität hier eine spezifische 
Funktion erfiillen: In einer Krisenphase des imperialen Gefüges wird der Ver-
such unternommen, de facto durch Zwang integrierte Pluralität auf einen Identi-
tätskern zu verbfugen und damit zu stabilisieren und zwar durch die Konzep-
tionalisierung des Empire als Bund.32 Die Adressaten der federal schemes sind 
dabei die Zentrurnseliten, aber auch die Bewohner und Entscheider der "weißen" 
Siedlungskolonien- und vorgeschlagen wird ihnen ein Bund innerhalb des mul-
tiethnischen Imperiums, der auf prädisponierte Identitätsmarker wie protestanti-
sche Religion, angelsächsische Kultur und vor allem Rasse verweist. Institutio-
nell verbindet die alles andere als homogenen Programme die Forderung nach 
repräsentativer Regierung: Sie kulminiert im Entwurf eines "imperialen Parla-
ments", das die Siedlungskolonien in London vertreten und somit die patrioti-
sche Bindung an das metropolitane Zentrum stärken solle.33 Die tatsächlichen 
Kompetenzen eines solchen Parlamentes und damit der nicht Teilstaaten, son-
dern weiterhin der Kolonien bleiben nicht nur umstritten, sondern dezidiert und 
bewusst- vage:34 In Westminster sollten die Kolonien demnach primär symbo-

32 Ausführlich zum imperialen Föderalismus der Briten siehe Bell, Duncan: The Idea of 
Greater Britain, Princeton 2007; Burgess, Michael: The British Tradition of Federalism., 
Leicester 1995. Zum Deutungskampf zwischen imperialen Föderalisten und technokrati-
scl:en Imperialisten in dieser Epocl:e ausführlich Hausteiner, Eva Marlene: Greater than 
Rome. Neubestimmungen britiscl:er Irnperialität, Frankfurt am Main!New York 2015. 

33 Bell, Greater Britain, S. 99 ff. 
34 Zur virtue ofvagueness in der Debatte siel:e ebd., S. 122-128. 
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lisch vertreten und versammelt sein, ohne aber die grundsätzliche Zentralisierung 
der Ordnung politisch in Zweifel zu ziehen. 

Eine besonders einflussreiche Narrativierung der Anglo-Saxon Jederation 
stammt von John Robert Seeley, ab den l860er Jahren Historiker des British 
Empire in Cambridge: Er präsentiert die Imperiumsbildung als jahrhundertelange 
Expansion of England (so der Titel seines Hauptwerkes aus dem Jahr 1883), als 
Ausweitung der Nation in überseeische Gebiete, die auch den Export englischer 
Kultur, Sitten und politischer Ordnung betrifft. Da sich aber - spätestens im 
Schlüsselerlebnis der Amerikanischen Revolution diese ausgedehnte Nation als 
nicht nur als räumlich immens, sondern auch als divers und von kolonialer Zen-
trifugalität geprägt erweist, ist diese polity in Seeleys Argumentation nicht stren,g 
zentralistisch, sondern eben föderal zu organisieren. Als "Apostel der 
geht Seeley nicht vom Versuch einer Integration unterschiedlicher, eigenständi-
ger Glieder aus, sondern von der kontinuierlichen Expansion einer unbedingt zu 
erhaltenden und zu förderoden angelsächsischen Nation, die also normativ das 
höchste Gut ist. Die englische Nation, als von vomeherein expansive konstituti-
onelle Republik, gilt in ihrer Expansion als zu stabilisieren und zu diesem Zweck 
reformiert zu verfassen - und zwar inklusive ihrer überseeischen "Abkömmlin-
ge". Das historische Modell, das hier zum Tragen kommt, ist jenes der griechi-
schen Kolonisierung durch Pflanzstädte und nicht die Präzedenz der bündischen 
Einigung biblischer Stämme.36 Es handelt sich also nicht um Vereinheitlichung 
des per se Diversen, um einen coming-together-Föderalismus also, sondern um 
ein holding-together-Arrangement, das heißt um einen Versuch der Stabilisie-
rung eines komplexer werdenden Gebildes. Die Dominanz des Zentrums bleibt, 
trotz einer mindestens symbolischen Auf\vertung der Peripherie, gewahrt, da ers-
teres eben als Ursprung jener Qualitäten und Normen gilt, die auch Greater Bri-
tain zugeschrieben werden: Liberale Verfassung, Handelsmacht, 
mus, englische Sprache, und letztlich auch angelsächsische Sprechen 
Zeitgenossen wie Charles W entworth Dilke von der eigenen Epoche als einem 
"federal age",38 so meint dies somit eine Transformation des Imperialen entlang 

35 
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Ebd., S. 150. 
kein vorbehaltloser Befurworter einer großbritischen Föderation, ist der Alter-

tumswisser.schaftler Edward Freeman der prominenteste Autor solcher Parallelisierun-
gen, etwa in Greater Greece and Greater Britain (1886). . 
Den kanonischen Steller.wert dieses Kataloges im britischen Imperialverständnis hat Da-
vid Arrnitage als "protestant, commercial, maritime, and free" zusarnmengefasst (The 
British Conception of Empire in the Eighteenth Century, in: Bosbach, Franz; 
Hermann (llisg.): Imperium/ Empire/ Reich. Ein Konzept politischer Herrschaft 
deutsch-britischen Vergleich, München 1999, S. 92). 
Zit. in Bell, Greater Britain, S. 96. 
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bündischer Prinzipien - primär der Identitätsbindung - und weniger ein Abrü-
cken von Konzeptionen der Vorherrschaft. 

Zentral ist hier also, dass im Vergleich zum israelitischen Bund die Identitäts-
komponente wie auch der Raumorganisation zentral für das bündische 
Selbstverständnis sind keineswegs aber die Idee eines leeren Machtzentrums. 
Die Föderation ist aus jenem Grund eindeutig von der souveränen Metropole 
London aus und so geleitet-trotzaller zugestandenen autonomen Be-
fugnisse -, dass sie per definitionem imperial ist: Fallen die Orientierung am ab-
soluten Gleichheitsideal und die Aversion gegen Hegemonialisierung und Ex-
pansion weg, so "erlaubt" dies auch die zentralistische Gestaltung einer Födera-
tion- mit einem Zentrum also, das durchaus machtpolitisch (wenn schon nicht 
verfassungsmäßig) über das Kennzeichen der Souveränität verfügt, welche wie-
derum partiell eingeschränkt wird durch politische und administrative Zu-
geständnisse, die allerdings auch wieder zurückgenommen werden können. Die-
se Föderation zur Stabilisierung des Empire oder: dieses Imperium in foderati-
ver V erfasstheit - kam nie unmittelbar zur Realisierung, wenngleich sie die Ge-
staltung des Commonwealth mitbeeinflusst hat. Für jene I:mperiumspolitiker, die 
der Föderalisierung skeptisch gegenüberstanden, war genau die Gefahr der Ent-
hegemonialisierung abschreckend: Also das dem Bund inhärente Versprechen 
der Gleichheitsförderung. 

Die in diesem politischen Projekt manifestierte Vorstellung von Föderalität 
beruht also weiterhin auf dem Versprechen der Identität - im Unterschied zum 
alttestamentarischen Bund soll dieses aber nicht um den Preis der Zentrumslo-
sigkeit eingelöst werden, sondern um jenen der Überzentralisierung, die dann 
auch weitere Expansion als Möglichkeit eröffnet, weil durch föderative Frag-
mentierung der Peripherie das typisch imperiale u'berdehnungsrisiko (imperial 
overstretch) relativiert wird. 

5. Für eine Komparatistik von Föderalismuskonzepten 

Ein anhand dieser Beispiele skizzierbares foderatives Spektrum, das sich Z\Vi-
schen den Polen egalitärer, statischer Zentrumslosigkeit und hegemonialer, ex-
pansiver Machtordnung bewegt, stellt eine Alternative zur starren und staats-
zentrierten Dichotomie zwischen Staatenbund und Bundesstaat dar: Bei der im-
perialen Föderation handelt es sich, wie beim Stämmebund, um mehr als eine 
Allianz, dennoch aber keineswegs um einen Bundesstaat. Das Spektrum berück-
sichtigt die Bedeutung von Zentralität als Phänomen souveräner Macht, verdeut-
licht aber gleichzeitig, dass Zentralität in einer föderativen Ordnung nicht 
gleichbedeutend sein muss mit zentralisierter Volkssouveränität. Die erbrachten 
Stichproben deuten also auf den auch analytischen Mehrwert einer Komparatis-
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tik historischer (wie auch gegenwärtiger) Bünde hin: Während der Begriff des 
Bundes als politischer Ordnungsbegriff oft allenfalls attributiv zu 
gebraucht ·wird, erlaubt es die .Analyse unterschiedlicher des 
Föderativen, komparativ wenn schon nicht den Kern, so doch den konzeptionel-
len Rahmen bündischer Arrangements herauszuarbeiten. 

Orientiert man sich an den genannten Beispielen, so lässt sich auf die ein-
gangs gestellte nach dem Problem, auf das Föderalismus konsta-
tieren: Föderalismus integriert die Pluralität einer großraumpolitischen Gemem-
schaft, indem er diese identitär integriert, institutionell symbolisiert und reprä-
sentiert doch die ihnen eigenen Spannungen nicht unbedingt auch zu lösen ver-
mag 'entweder, da er aufgrund eines Zentralismusdefizits über die nötigen 
Machtmittel nicht verfugt, oder, da er aufgrund eines Zentralismusüberschusses 
für Hegemoniewarnungen anfällig ist. 
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Seit etwa zwei Jahrzehnten erfreuen sich vergleichende Überlegungen im Blick 
auf Strukturähnlichkeiten der Europäischen Union mit im Ansatz staatenbün-
disch geprägten, historischen Föderalkonstruktionen wie etwa dem Kaiserreich, 
aber auch der Donaumonarchie einer gewissen Beliebtheit.: Völlig unbestritten 
ist der Sinn derartiger historischer Vergleichsbemühungen allerdings nicht, denn 
sie bauen auf einer Prämisse auf, die bei weitem nicht allgemein geteilt wird -

Vgl. als Beispiele Grzeszick, Bemd: Pluralismus und Föderalismus in der deutschen 
Staatslehre an der Wende zum 20. Jahrhundert. Zum möglichen Ertrag verfassungshisto-
rischer Vergleiche für Fragen der europäischen Integration, in: Heckmann, Dirk (Hrsg.): 
Verfassungsstaatlichkeit im Wandel, Berlin 2013, S. 193-212; Oeter, Stefan: Europäi-
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